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§154

(1) Wer die Tat ohne Einwilligung der Schwangeren vornimmt, oder wer ge­
werbsmäßig oder sonst seines Vorteils wegen handelt, wird mit Freiheitsstrafe 
von einem Jahr bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer durch Mißhandlung, Gewalt oder Drohung mit 
einem schweren Nachteil auf eine Schwangere einwirkt, um sie zur Schwanger­
schaftsunterbrechung zu veranlassen.

1. Absatz 1 erfaßt in der ersten Bege­
hungsweise diejenigen Fälle der un­
zulässigen Schwangerschaftsunterbre­
chung, die ohne Einwilligung der 
Schwangeren begangen worden sind. 
Das ist der Fall, wenn die Schwangere 
z. B. infolge Bewußtlosigkeit keine 
Kenntnis von der Schwangerschaftsun­
terbrechung hatte oder der Tat erhebli­
chen und ernsthaften Widerstand ent­
gegensetzte.

2. Die Tat ist gewerbsmäßig (2. Bege­
hungsweise) begangen, wenn sich der 
Täter durch wiederholte derartige 
Handlungen Einnahmen zu verschaffen 
suchte. Gewerbsmäßiges Handeln setzt 
nicht voraus, daß vor der Tat ein be­
stimmter Preis für die Vornahme des 
Eingriffs verlangt wird. Es genügt, 
wenn Geldbeträge oder andere Gegen­
leistungen wiederholt angenommen und 
erwartet wurden. Mehrfach vorgenom­
mene ungesetzliche Schwangerschafts­
unterbrechungen sind, auch ohne daß 
materielle Vorteile angenommen wer­
den, als gewerbsmäßig anzusehen.
Die Gewerbsmäßigkeit ist kein persön­
licher Strafverschärfungsgrund. Gehilfe 
bei der gewerbsmäßigen Schwanger­
schaftsunterbrechung ist daher auch

derjenige, der in Kenntnis des gewerbs­
mäßigen Handelns des Täters Hilfe lei­
stet, auch wenn er für sich selbst keine 
Vorteile erreichen will.

3. Seines Vorteils wegen (3. Bege­
hungsweise) handelt der Täter, wenn 
er Vergünstigungen erreichen will, ohne 
deshalb gewerbsmäßig zu handeln; das 
kann auch eine einmalige Tat sein.

4. Absatz 2 erfaßt die Beeinflussung 
der Schwangeren, sie gegen ihren Willen 
zur Schwangerschaftsunterbrechung zu 
veranlassen. Es handelt sich hier um eine 
Form der Nötigung. Die Überredung al­
lein genügt nicht. Die Nötigung kann so­
wohl auf eine Selbstabtreibung abzielen 
als auch auf eine legale oder illegale Un­
terbrechung der Schwangerschaft ge­
richtet sein.
Bezüglich der Mißhandlung vgl. § 115 
Anm. 3, bezüglich Gewalt vgl. § 121 
Anm. 3, bezüglich Drohung vgl. § 122 
Anm. 4. Der Täter braucht die Schwan­
gerschaft nicht herbeigeführt zu haben. 
Die Einwirkung reicht zur Erfüllung des 
Tatbestandes aus. Der erstrebte Erfolg 
— die Vornahme der Schwangerschafts­
unterbrechung — braucht nicht eingetre­
ten zu sein.

§155 
Schwere Fälle

Wer durch eine Straftat nach den §§ 153 oder 154 eine schwere Gesundheits­
schädigung oder den Tod der Schwangeren fahrlässig verursacht, wird mit Frei­
heitsstrafe von zwei bis zu zehn Jahren bestraft.
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